
Der Sanierungsbedarf an deut-
schen Hochschulen wird aktu-
ell auf 74 Milliarden Euro ge-

schätzt.2 Eine Erhebung der KMK aus
dem Jahr 2016 zu den geplanten Inves-
titionen ergab, dass bei einer kontinuier-
lichen Flächenerweiterung um 250.000
m²3 bis 2025 insgesamt 20 Milliarden
Euro für den Zeitraum von 2017 bis
2025 vorgesehen waren. Ein Abgleich
mit den tatsächlich getätigten Ausgaben
steht noch aus. Von diesen 20 Milliarden
Euro wurden 14 Milliarden für die Flä-
chenerweiterung eingeplant, sodass
rechnerisch nur 6 Milliarden Euro für die
Erhaltung bestehender Gebäude – durch
Sanierungen oder Ersatzneubauten –
übrig bleiben würden über einen Zeit-
raum von neun Jahren. Das reicht nicht
für den Abbau des Sanierungsstaus.

Historische Betrachtung
der Finanzierung

Um nachzuvollziehen, wie es zu der ak-
tuellen Situation kommen konnte, lohnt
sich ein Blick auf die Finanzierung des
Hochschulbaus und die dahinterstehen-
de Haushaltssystematik.

Von 1970 bis 2006 regelte das Hoch-
schulbauförderungsgesetz, dass der
Bund 50% der Kosten für den Ausbau
und Neubau von Hochschulen über-
nahm. Dies galt allerdings nur für Flä-
chenerweiterungen – die Instandset-
zung bestehender Gebäude lag schon
immer in der Verantwortung der Bun-
desländer.

Das Gesetz wurde als Reaktion auf
den „Sputnik-Schock“ eingeführt. Die

damalige Sowjetunion hatte ein Bil-
dungssystem, das gezielt Arbeiter- und
Bauernkinder förderte. Um dem entge-
genzuwirken, sollte auch in der Bundes-
republik der Hochschulzugang für bil-
dungsferne Schichten erleichtert wer-
den. Neben der Gründung von Gesamt-
schulen zur Erhöhung der Abiturquote
erfolgte ein beispielloser Ausbau der
Hochschullandschaft in Rekordtempo.
Dabei kam jedoch oft die Qualität des
Bauens zu kurz.

Bis zur Abschaffung des Gesetzes im
Jahr 2006 hatten viele dieser Gebäude
eine Lebensdauer von etwa 37 Jahren
erreicht. Zwar wurden bestehende
Mängel durch Instandsetzungsmaßnah-
men behoben, doch die erwartete Nut-
zungsdauer von Lehrgebäuden (ca. 40
bis 60 Jahre) und Forschungsgebäuden
(ca. 30 bis 50 Jahre) rückte näher.

Seit 2007 liegt die Verantwortung für
den Hochschulbau vollständig bei den
Bundesländern – mit Ausnahme von
Forschungsbauten nach §91b GG, an
denen weiterhin der Bund mit 50% be-
teiligt ist. Diese Änderung erfolgte im
Rahmen der Föderalismusreform. Damit
zog sich der Bund genau zu dem Zeit-
punkt aus der Finanzierung zurück, als
für viele Gebäude eine Sanierung oder
ein Ersatzneubau bevorstand. Die damit
verbundenen Kosten sind mit denen ei-
nes Neubaus vergleichbar, mussten nun
aber zu 100% von den Ländern getra-
gen werden.

Hinzu kam, dass sich die ursprüngli-
chen Annahmen zur Nutzungsdauer
vieler Gebäude als zu optimistisch erwie-
sen. Gleichzeitig wurde auch der Ausbau
von Hochschulen zur alleinigen Aufgabe
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der Länder – und das, obwohl die Zahl
der Studierenden weiter stark anstieg.

Zur Entlastung der Länder zahlte der
Bund bis 2019 jährlich 695 Millionen
Euro, allerdings ohne Zweckbindung für
den Hochschulbau. Diese Summe ent-
sprach in etwa den Fördermitteln von
2006. Doch schon damals war das Bau-
volumen deutlich geringer als in den frü-
hen Jahren des Programms – so lag es
1980 beispielsweise umgerechnet bei
ca. 1,2 Milliarden Euro. Zudem waren
die Baupreise zwischen 1980 und 2006
um ca. 70% gestiegen. Diese Faktoren
spielten bei der Höhe der Kompensie-
rung keine Rolle.

Die Folgen waren absehbar: Die Län-
der mussten erhebliche Mehrausgaben
stemmen, um den Erhalt der Gebäude
zu sichern – zusätzlich zu ihren anderen
Aufgaben. Seit 2020 hat sich die Lage
weiter verschärft, da die Kompensa-
tionszahlungen des Bundes nun kom-
plett entfallen. Gleichzeitig belasten
steigende Energiekosten die Wissen-
schaftshaushalte zusätzlich.

Aktuelle Haushaltssystematik
und Finanzierung

Ein weiteres Problem beim Erhalt beste-
hender Hochschulgebäude ergibt sich

aus der Haushaltssystematik der Länder.
Während die meisten Kommunen inzwi-
schen die Doppik (doppelte Buchfüh-
rung) nutzen, wodurch sich durch Ab-
schreibungen der Reinvestitionsbedarf
für Gebäude sichtbar machen lässt, ar-
beiten die Länder weiterhin mit der Ka-
meralistik. Dieses System stellt lediglich
Einnahmen und Ausgaben gegenüber,
sodass notwendige Investitionen für den
Erhalt von Hochschulbauten nicht auto-
matisch erkennbar sind. Eine separate
Berechnung des Sanierungsbedarfs fin-
det oft nicht statt bzw. ist dann nicht Teil
der Haushaltsplanungen.

Die Vergabe von Mitteln für Hoch-
schulbauprojekte erfolgt nicht nach Be-
darf, sondern nach verfügbaren Haus-
haltsmitteln. Hochschulen melden Bau-
projekte an, die anschließend so priori-
siert werden, dass sie ins vorhandene
Haushaltsvolumen passen. Doch selbst
wenn ein Projekt in die Planung aufge-
nommen wird, bedeutet das noch keine
gesicherte Finanzierung. Erst mit dem
Haushaltsbeschluss – basierend auf einer
detaillierten Entwurfsplanung – wird
über die Bereitstellung der Mittel ent-
schieden. Dabei werden jedoch nur Pro-
jekte berücksichtigt, für die zu diesem
Zeitpunkt vollständige Unterlagen vor-
liegen und die ins Budget passen. Somit
schafft nur ein Teil der erforderlichen

Maßnahmen den Weg zu einer Finan-
zierung und bereits in der Planung be-
findliche Maßnahmen ziehen sich über-
mäßig in die Länge. Dabei wird leider
nicht zwischen Maßnahmen zu Flächen-
erweiterungen und Maßnahmen zum
Bestandserhalt (Sanierung oder Ersatz-
neubau) unterschieden. Auf diese Weise
wird auch hier wieder dem Bestandser-
halt die Priorität entzogen und der Sa-
nierungsstau weiter anwachsen.

Ein positives Beispiel für eine langfris-
tige Investitionsplanung ist das Land
Hessen mit seinem Heureka-Programm
(2008-2031). Doch auch hier reichen
die Mittel nicht aus, um den gesamten
Sanierungsstau zu beseitigen.

In den letzten Jahren zeigt sich jedoch
ein weiteres Problem: Mittel bleiben un-
genutzt, weil in den Landesbaubehör-
den nicht genügend Personal für die Pla-
nung und Umsetzung der Bauprojekte
vorhanden ist.

Hinzu kommt eine weitere Herausfor-
derung: Hochschulen sind durch das Kli-
maschutzgesetz des Bundes und einiger
Länder verpflichtet, ihre Treibhausgas-
emissionen zu senken.4 Dies ist oft nur
durch die Sanierung des Gebäudebe-
stands möglich. Allerdings gibt es kaum
Fördermittel für diesen Zweck – Hoch-
schulen sind von vielen Fördertöpfen
des Bundes ausgeschlossen. Maßnah-
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men zum Klimaschutz sollten jedoch
nicht isoliert betrachtet werden, sondern
als integraler Bestandteil des Bestands-
erhalts.

Zusammenfassend lässt sich feststel-
len, dass die aktuelle Finanzierung des
Hochschulbaus, insbesondere des Be-
standserhalts, unzureichend geplant ist.
Eine sachgerechte Finanzierungsstrate-
gie ist notwendig. Vor allem sollte eine
klare Trennung zwischen Sanierung und
Flächenerweiterungen erfolgen, damit
der Erhalt bestehender Hochschulge-
bäude eine höhere Priorität erhält.

Zuständigkeiten

Ein wichtiger Aspekt des Sanierungs-
staus im Hochschulbereich ist die unkla-
re Verteilung der Zuständigkeiten für die
Hochschulinfrastruktur. In der Regel sind
die Landesbaubetriebe für den gesam-
ten Landesbau verantwortlich und über-
nehmen damit auch die Eigentümer-
und Bauherrenaufgaben. Die Hochschu-
len hingegen tragen die Betreiberver-
antwortung, die häufig auch die In-
standsetzung der Gebäude umfasst.5

Eine ganzheitliche Betrachtung eines
Hochschulcampus ist schwierig, da Wis-
sen und Zuständigkeiten auf verschiede-
ne Organisationen verteilt sind. Diese
unterstehen zudem unterschiedlichen
rechtlichen und fachlichen Aufsichten.
Im ungünstigsten Fall hat keine der betei-
ligten Organisationen den vollständigen
Überblick oder es wird erst gar nicht ver-
sucht, diesen gemeinsam zu erarbeiten.

Hinzu kommt, dass viele hochschul-
bezogene Aufgaben von Ministerien
(z.B. durch Vorgaben zu Kriterien und
Methoden) und Parlamenten (z. B.
durch die Bereitstellung finanzieller Mit-
tel) beeinflusst werden. Dies erschwert
es den Hochschulen erheblich, ihre Ver-
antwortung für die Infrastruktur wahr-
zunehmen und bestehende Herausfor-
derungen zu bewältigen. Dazu gehören
insbesondere:
● den Zustand der Gebäude erfassen,
● die Sicherheit für Nutzer gewährleis-

ten,
● die Funktionalität der Gebäude si-

cherstellen,
● Treibhausgasemissionen reduzieren,
● ein effizientes Flächenmanagement

betreiben,

● Bauvorhaben anmelden und umset-
zen.

Aufgaben für die Zukunft

Neben der auskömmlichen Finanzierung
spielen weitere Aspekte eine Rolle, die
dabei helfen können, zukünftig dem Sa-
nierungsstau zu begegnen. Dabei
kommt den Hochschulen eine besonde-
re Verantwortung in Bezug auf den
nachhaltigen Umgang mit vorhandenen
Ressourcen zu, die neben den o.g. Auf-
gaben von entscheidender Bedeutung
ist. Um diesen ressourcenschonenden
Umgang zu ermöglichen, sind auf Hoch-
schul-, Ministeriums- und Parlaments-
ebene Entscheidungen und deren ope-
rative Umsetzung erforderlich.

Effizientes Flächenmanagement mit
hohem Auslastungsgrad
Ein großes Potential liegt in der effizien-
teren Nutzung der Flächen und somit
der Förderung der Flächensuffizienz.
Auch über diesen Weg lässt sich ein Teil
des Sanierungsstaus abbauen, da die
knappen Finanzmittel statt in zusätzliche
Flächen in den Bestand investiert wer-
den können. Dafür sind ausschließlich
die Hochschulen verantwortlich. Hierbei
hilft es, Lehr- und Laborflächen fächer-
übergreifend zur Verfügung zu stellen.
Das gilt auch für die Facility Cores (Gerä-
te). Darüber hinaus stellen New Work-
Konzepte eine Unterstützung zur besse-
ren Auslastung dar. Bedarfe sollten re-
gelmäßig anhand einheitlicher Flächen-
bedarfsberechnungsmethoden über-
prüft und ggf. neu zugewiesen werden.
Darüber hinaus können regelmäßige
Auslastungsuntersuchungen der Flä-
chensteuerung zugutekommen. Für ein
effizientes Flächenmanagement sind zu-
dem digitale Tools für Raumbuchungen
unverzichtbar. Die Ministerien sollten
bei Bauanmeldungen prüfen, ob im Vor-
feld ein Flächenmanagement mit allen
erforderlichen Methoden und Werkzeu-
gen in den Hochschulen etabliert wurde
bzw. etabliert ist.

Hochschulcampusplanung mit
einheitlichen Kennzahlen und
Methoden
Eine einheitliche und standardisierte
Campusplanung erfordert klare Kenn-
zahlen und Methoden. Ziel ist es, dass
alle Hochschulen auf gemeinsame,
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nachvollziehbare und transparente Kri-
terien zurückgreifen, um der Ministeri-
umsebene eine geeignete Entschei-
dungsgrundlage zur Verfügung zu stel-
len. Dies betrifft insbesondere:
● Flächenbedarfsermittlungen
● Priorisierung von Baumaßnahmen

nach einheitlichen Kriterien
● Darstellungen (Priorisierungen, bauli-

che Hochschulentwicklungsplanung)
etc.

Optimierung der Bauverfahren und
Finanzierung durch Änderung der
Haushaltssystematik
Die Finanzierung des Hochschulbaus
sollte langfristig durch ein globales Bud-
get im Landeshaushalt für alle Projekte
statt durch die Einzelveranschlagung
von Maßnahmen sichergestellt werden,
im Idealfall mit einem informellen Bud-
get für jede Hochschule. Dies würde den
Aufwand bei den Bauverfahren reduzie-
ren und eine flexiblere Projektplanung
ermöglichen. Hochschulen könnten
dann eigenständig und effektiver zwi-
schen verschiedenen Baumaßnahmen
priorisieren und im Rahmen ihres Bud-
gets anpassen. Somit könnte die Finan-
zierung sichergestellt sein. Ein solches
Modell würde die Planungssicherheit er-
höhen und eine kontinuierliche Investiti-
on in den Erhalt und Ausbau der Hoch-
schulinfrastruktur ermöglichen.

Schärfung der Zuständigkeiten für den
Bestandserhalt
Aufgrund der verteilten Zuständigkei-
ten in Bezug auf den Bestandserhalt auf
mehrere Organisationen ist dringend
eine Schärfung der Zuständigkeit erfor-
derlich. Dazu gehört eine klare Definiti-
on von Aufgaben. Insbesondere die Zu-
standsbewertung, die erst jetzt in den
Fokus der Länder gerückt ist, ist weder
als Aufgabe definiert noch klar zugeord-
net. Aktuell laufen diese Erhebungen in-
nerhalb der Länder ggf. parallel bei ver-
schiedenen Organisationen oder gar
nicht, weil sich keiner zuständig fühlt.
Oder sie werden sogar an Dritte verge-
ben, die jedoch zwingend auf das Per-
sonal angewiesen sind, das mit den Ei-
gentümer-, Bauherren- und Betreiber-
aufgaben betraut ist. Ergebnisse der un-
terschiedlichen Organisationen wei-
chen ggf. voneinander ab. Im Idealfall
wird vom Land eine Methode inkl. der
Kriterien für die Zustandsbewertung
vorgegeben und jede Organisation leis-

tet innerhalb der Erhebung Aufgaben
entsprechend ihrer Kompetenz. Dritte
sollten lediglich zur Prüfung auf Plausi-
bilität der Ergebnisse herangezogen
werden. Schwieriger gestaltet sich die
Verteilung bei den Bauherrenaufgaben.
Aktuell dürfen viele Hochschulen neben
der Instandsetzung jetzt schon kleinere
Baumaßnahmen durchführen. Die da-
zugehörigen Unterlagen fließen dann
jedoch nicht zwingend in die Unterla-
gen der Landesbaubetriebe ein. Am
Ende fehlt der Gesamtüberblick über
alle Gebäude, sowohl für die Gebäude
selbst als auch die Gesamtzahl der Ge-
bäude. Eine Lösung stellt die komplette
Übertragung der Bauherrenaufgaben
auf die Hochschulen dar, die schon lan-
ge kontrovers diskutiert wird.6 Dies gilt
auch im Hinblick auf die zu geringen
Personalkapazitäten bei den Landes-
baubetrieben. Ca. 4% der Hochschulen
verfügen aktuell über die komplette
Bauherrenfunktion für ihre Hochschu-
len. Die Entwicklung hin zur Verlage-
rung der Bauherrenfunktion auf Hoch-
schulen ist ein Prozess, der bereits seit
2008 im Gang ist. Mit einer Beschleuni-
gung diesbezüglich ist aktuell nicht zu
rechnen, abgesehen von der Übertra-
gung für einzelne Baumaßnahmen, da
diese Möglichkeit in mehreren Hoch-
schulgesetzen ergänzt wurde.

Fazit

Die Bewältigung der zukünftigen He-
rausforderungen erfordert eine enge Zu-
sammenarbeit zwischen Hochschulen,
Ministerien und Parlamenten. Alle Betei-
ligten müssen dabei anerkennen, dass
der Hochschulbau aufgrund der beson-
deren Campussituation und der vielfälti-
gen Nutzungsarten völlig andere Anfor-
derungen hat als der übrige Landesbau
mit einzelnen, homogen genutzten Ge-
bäuden. Daher sind spezifische Lösun-
gen notwendig.

Zudem darf der bauliche Zustand der
Hochschulinfrastruktur nicht isoliert
vom Bildungs- und Hochschulsystem
betrachtet werden. Eine durchdachte
Hochschulentwicklungsplanung eines
Landes sollte stets die Infrastruktur mit
einbeziehen. Gleichzeitig muss diese
Planung realistisch bleiben und die fi-
nanziellen Ressourcen des Landes be-
rücksichtigen, die für Investitionen zur
Verfügung stehen.

Ein Problem dabei ist, dass es derzeit
keine belastbaren Kennzahlen zu den
tatsächlichen Kosten eines Studienplat-
zes gibt, die auch die Infrastrukturkosten
umfassen. Die „AKL“-Daten des Deut-
schen Zentrums für Hochschul- und
Wissenschaftsforschung (DZHW) be-
rücksichtigen weder Bau- noch Betriebs-
kosten, obwohl die Länder ihre Hoch-
schulbudgets darauf ausrichten. Diese
Lücke erschwert eine realistische Hoch-
schulfinanzierungsplanung für die Län-
der.
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